
PROTOKOLL  DER
DELEGIERTENVERSAMMLUNG
geschrieben von Gabriela Sollberger | April 5, 2023

Anwesend
• der Zentralpräsident
• 6 Mitglieder der Geschäftsleitung
• 8 Mitglieder des Vorstands
• 2 Ehrenmitglieder
• 9 Delegierte aus 7 Staatspersonalverbänden
• 21 Delegierte aus 15 Gemeindepersonalverbänden
• die 3 Sekretäre

Gäste
•  Horst  Bäuerle,  Ehrenvorsitzender  Beamtenbund  Baden-
Württemberg,  Freudenstadt
• Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident Aarau
• Markus Dieth, Regierungsrat des Kantons Aargau
• Adrian Elsaesser, AXA-ARAG Rechtsschutz AG, Teufen AR
• Alina Totoescu, AXA-ARAG Rechtsschutz AG, Zürich
• Eddy Behrendt, Generali Versicherung
• Adrian Wüthrich, Travail.Suisse
• Johanna Bundi Ryser, VSPB

Ehrenmitglieder
• Walter Schopferer, Bolligen
• Toni Isenschmid, Thun

Der Zentralpräsident eröffnet die Tagung. Es folgen Grussworte
von  Stadtpräsident  Dr.  Hanspeter  Hilfiker  und  Dr.  Markus
Dieth, Regierungsrat des Kantons Aargau.

1.      Wahl der Stimmenzähler
Als Stimmenzähler für die heutge Delegiertenversammlung werden

https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/aktuelles/2023/04/protokoll-der-delegiertenversammlung-4
https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/aktuelles/2023/04/protokoll-der-delegiertenversammlung-4


Angelo Visconti und Bruno Bianchet bestimmt.

2.      Protokoll der Delegiertenversammlung 2021
Das Protokoll der Delegiertenversammlung vom 18. August 2021
in Kriens (vgl. Publikation in der ZV Info April 2022) wird
ohne Bemerkungen genehmigt.

3.      Jahresbericht 2021
Der Jahresbericht 2021 (vgl. die Publikation in der ZV Info
April  2022)  wird  mit  den  vom  Zentralpräsidenten  mündlich
gemachten Ergänzungen ohne Diskussion genehmigt.

4.      Jahresrechnung 2021 und Revisorenbericht
Brigitte Wilkinson erläutert den Rechnungsabschluss 2021. Sie
erklärt, wie der Verlust von CHF 30’802.03 zustande gekommen
ist.  Mehrausgaben  gab  es  im  Sekretariat,  in  der
Rechtsberatung, im Social Media / Webseiten-Bereich sowie beim
Posten Delegiertenversammlung.

Sekretär Dr. Ruedi Bürgi verliest den von Lukas Bieri und
Farah  Fasiolo  verfassten  Revisorenbericht.  Es  wird  darin
beantragt,  die  Jahresrechnung  2021  zu  genehmigen.  Brigitte
Wilkinson  wird  für  die  saubere  und  ordentliche
Rechnungsführung  der  beste  Dank  ausgesprochen.

Aus dem Kreis der Delegierten wurde je eine Frage zur Rechnung
und eine zum Budget 2023 gestellt:

• Wurden die Auslagen für die Webseite und Social Media im
Posten «Sekretariat» inkludiert?

• Wird dies im Budget 2023 separat aufgeführt?

Brigitte  Wilkinson  bejaht  beide  Fragen.  Es  sei
übersichtlicher, die Bereiche ab sofort getrennt zu führen.

Die Jahresrechnung 2021 wird einstimmig genehmigt.



5.      Digitalisierung der ZV Info
Hans Erdin informiert über das Projekt «Digitalisierung der ZV
Info». Ein Faktor hierfür seien die Druck- und Versandkosten
des  Papierformats  gewesen,  jedoch  nicht  nur.  Es  sollen
insbesondere jüngere Mitglieder erreicht werden. Die digitale
Zeitschrift soll per E-Mail versendet werden. Die Umsetzung
ist für das Jahr 2023 geplant.

6.      Rechtsschutzversicherung für alle
Die Rechtsfälle nehmen seit Jahren zu. Gründe dafür seien die
grössere Bereitschaft zu Streitereien, auch Corona habe eine
Rolle gespielt. Der zeitliche Aufwand sowie die Kosten steigen
seit  Jahren.  Die  Rechtsschutzversicherung  sei  nicht  mehr
rentabel, eine Kündigung des Vertragspartners stehe im Raum.
Dr.  Michael  Merker  erläutert,  weshalb  eine
Rechtsschutzversicherung  so  wichtig  ist,  und  erklärt  das
weitere Vorgehen.

Zu  diesem  Traktandum  haben  sich  einige  Mitgliederverbände
geäussert:

Personalverband der Gemeinde Köniz, René Schaad
Die Hauptversammlung finde im März 2023 statt, der Beitritt
könne  erst  zu  diesem  Zeitpunkt  erklärt  werden,  da  die
Zuständigkeit  zur  Erklärung  des  Beitritts  zu  einer
Rechtsschutzversicherung nicht beim Vorstand, sondern bei der
Hauptversammlung liege. Der Mitgliederbeitrag betrage seit ca.
20 Jahren CHF 24.00 pro Mitglied und Jahr, davon würden CHF
13.00  an  den  Zentralverband  gehen.  Für  die  nächste
Hauptversammlung müsse den Mitgliedern mitgeteilt werden, dass
sich  ihr  Mitgliederbeitrag  verdoppeln  werde.  Der  Vorstand
stelle  sich  nicht  gegen  den  Beitritt  zu  einer
Rechtsschutzversicherung.

Personalverband der Stadt Kriens, Markus Lang
Die  Sinnhaftigkeit  der  Rechtsschutzversicherung  werde  im



Vorstand gesehen, die Kosten stellten allerdings ein Problem
dar.  Als  kleiner  Verband  hättten  sie  bereits  jetzt  einen
Mitgliederbeitrag  von  CHF  40.00.  Die  Frage  sei,  ob  der
Zentralverband die Kosten senken oder subventionieren könne.

Antwort von Dr. Michael Merker: Der Mitgliederbeitrag von CHF
11.00  bzw.  13.00  sei  bereits  sehr  tief,  auch  die
Rechtsschutzversicherung (CHF 9 bzw. CHF 17) sei im Vergleich
zu anderen Verbänden unglaublich günstig.

Personalverband der Stadt Biel, Bruno Bianchet
Der  Personalverband  sei  auf  eine  Rechtsschutzversicherung
angewiesen, die Kosten für arbeitsrechtliche Konflikte könnten
nicht  selbst  getragen  werden.  Die  CHF  17.00  seien  extrem
günstig, der Personalverband der Stadt Biel schlage deshalb
vor,  dass  die  Mitgliederverbände  dem  Antrag  des
Zentralverbandes  folgen.

Staatspersonalverband  des  Kantons  Zug,  Jürg
Attinger
Der Staatspersonalverband des Kantons Zug ist sich nicht im
Klaren, wie sich die Kosten zusammenstellen. Sie müssten ihren
Mitgliederbeitrag  erhöhen  (aktuell  CHF  80.00).  Der
Personalverband habe bereits eine eigene Rechtsberatung. Sie
haben Angst, dass viele Austritte kommen würden. Die Risiken
seien  deshalb  höher  als  der  Nutzen  einer  solchen
Rechtsschutzversicherung. Zudem fänden sie es etwas diffus,
dass der Zentralverband nicht beantworten könne, wie viele
Fälle des SPV ZG begleitet worden seien. Für sie käme nur die
Prozesskostenversicherung  in  Frage,  zum  jetzigen  Zeitpunkt
würden sie den Antrag aber ablehnen.

Personalverband  der  Stadt  Bülach,  Angelo  R.
Visconti
Die  Rechtsschutzversicherung  sei  aus  Sicht  des
Personalverbandes  der  Stadt  Bülach  notwendig.  Sie  selber



hätten  in  den  letzten  Jahren  ca.  5  Fälle,  die  durch  Dr.
Michael Merker des Zentralverbandes betreut worden seien; zu
einem  Prozess  sei  es  dabei  nie  gekommen.  Für  den
Personalverband  der  Stadt  Bülach  habe  sich  die
Rechtsschutzversicherung bereits jetzt ausbezahlt. Sie seien
deshalb  klar  dafür,  dem  Antrag  des  Zentralverbandes
stattzugeben.

Personalverband Kanton Schwyz, Elias Tresch
Der Personalverband des Kantons Schwyz sei derselben Meinung
wie  der  Staatspersonalverband  des  Kantons  Zug.  Eine
Rechtsschutzversicherung  mache  sicherlich  Sinn.  Sie  hätten
ebenfalls einen eigenen Rechtsberater (Vorstandsmitglied), der
pro Jahr ca. 10 – 20 Fälle betreue. Der Personalverband des
Kantons Schwyz möchte ihren Mitgliedern erklären können, wie
viele Fälle sie genau hätten. Es sei deshalb ein Problem, wenn
sie  ohne  Informationen  vor  die  Hauptversammlung  treten
müssten. Sollte der Antrag angenommen werden, würden sie nur
die Prozesskostenversicherung wählen. Für den Personalverband
stelle sich die Frage, ob die Polizisten, die bereits eine
Rechtsschutzversicherung  abgeschlossen  hätten,  von  der
Bezahlung dieses Beitrags ausgenommen seien.

Antwort  von  Dr.  Michael  Merker:  Die  Polizisten  wären  von
dieser Regelung ausgenommen, da sie bereits über eine gute
Rechtsschutzversicherung verfügen würden.

Aargauer Staatspersonalverband, Catherine Merkofer
Der ASPV habe bereits die Vollkosten-Rechtsschutzversicherung
abgeschlossen und einen Mitgliederbeitrag von ca. CHF 50.00.
Die  Vollkosten-Rechtsschutzversicherung  sei  für  den  ASPV
zentral. Sie könnten die Rechtsberatung selbst bewältigen (2
Juristinnen),  allerdings  seien  sie  keine  Spezialisten  im
öffentlichen Personalrecht. Sie seien froh, dass sie die Fälle
einem Spezialisten wie Dr. Michael Merker überlassen könnten.



Gemeindepersonalverband Uri, Iwan Stampfli
Der Gemeindepersonalverband Uri sei derselben Meinung wie der
Staatspersonalverband  des  Kantons  Zug  sowie  der
Personalverband des Kantons Schwyz. Auch für sie sei nicht
klar, wie viele Rechtsfälle der Gemeindepersonalverband bisher
gehabt habe. Sie müssten dies den Mitgliedern erklären können.
Der Mitgliederbeitrag müsste bei Annahme des Antrags erhöht
werden. Er findet es schade, dass eine Mitgliedschaft beim
Zentralverband  mit  dem  Rechtsschutz  gekoppelt  wird.  Der
Gemeindepersonalverband  Uri  bittet  deshalb  um  eine  Lösung,
trotz  einer  Ablehnung  des  Antrags  noch  Mitglied  beim
Zentralverband  bleiben  zu  können.

Verband  des  Staats-  und  Gemeindepersonals
Baselland, Simon Habermacher
Der  VSG  BL  habe  bereits  die  Prozesskosten-Versicherung
abgeschlossen.  Der  Verband  sei  überzeugt,  dass  sie  eine
Rechtsschutzversicherung  brauchen  würden.  Über  Jahre  hätten
sie keine Fälle, bis dann der erste grosse Fall eingetreten
sei. Dank der Rechtsschutzversicherung hätten schlussendlich
ca. 100 Personen profitieren können. Der VSG BL finde die
Rechtsschutzversicherung  eine  gute  Sache  und  empfehle  den
Antrag des Zentralverbandes anzunehmen.

Staatspersonalverband Solothurn, André Grolimund
Der Staatspersonalverband habe ebenfalls eine eigene Lösung.
Es  sollten  ihrer  Meinung  nach  nur  diejenigen
Mitgliederverbände die Versicherung abschliessen müssen, die
dies auch wünschen. Wenn der Antrag angenommen werde, sei es
für sie wichtig, dass kantonale Rechtsanwälte berücksichtigt
würden.

Antwort  von  Dr.  Michael  Merker:  Es  würden  keine
ausserkantonalen  Rechtsanwälte  bestellt.  Die
Mitgliederverbände könnten einen Verbandsanwalt benennen.



Antrag Rechtsschutz für alle und Ermächtigung für
das weitere Vorgehen
•  28  ja  /  5  nein  /  4  Enthaltungen  (Gesamtvorstand  hat
ebenfalls  abgestimmt)

Bezüglich  der  Berechtigung   der  Vorstands-  und
Geschäftsleitungsmitglieder  zur  Stimmabgabe  bestehen
Unsicherheiten.

•  2  der  14  Vorstandsmitglieder  haben  sich  der  Stimme
enthalten.  Deshalb  sind  12  Ja-Stimmen  als  ungültig  zu
erklären.

• Trotz diesen ungültigen Stimmen wird dem Antrag zugestimmt.

7.      Jahresbeitrag 2023
Der Jahresbeitrag von Fr. 13.– unter Gewährung der an der DV
2008 beschlossenen Rabatte wird einstimmig genehmigt.

8.      Voranschlag 2023
Der  Voranschlag  2023  wird  in  der  von  Brigitte  Wilkinson
vorgestellten Form, also ohne Veränderungen, mit 25 Ja-Stimmen
und 2 Enthaltungen genehmigt.

9.      Verabschiedung
Der  Zentralpräsident  würdigt  Vorstandsmitglied  Barbara
Weilenmann,  Personalverband  der  Stadt  Schaffhausen  die  von
ihren Funktionen zurücktritt.

10.  Wahlen
•  Urs  Stauffer  wird  für  eine  weitre  Amtsperiode  als
Zentralpräsident  bestätigt.

• Annina Fricker, St. Gallen, und Dr. Markus Dürrenberger,
Basel-Stadt,  werden  als  neue  Mitglieder  in  den  Vorstand
gewählt.



•  Die  übrigen  bisherigen  Mitglieder  werden  wie  folgt
wiedergewählt:  Urs  Bertsch,  Patricia  Stöckli,  Kurt  Gasser,
Rico Roth, Simon Habermacher, Iris Braunwalder, Susanne Gisler
und Marc von Rotz

• Die Geschäftsleitungsmitglieder werden in ihren Funktionen
ebenfalls bestätigt: Hans Erdin, Urs Graf, Brigitte Wilkinson
und Dr. Corinne Saner.

• Die Revisoren Farah Fasiolo und Lukas Bieri wurden ebenfalls
für eine weitere Amtsperiode wiedergewählt.

11.  Anträge
Innert der statutarischen Frist sind keine Anträge eingereicht
worden.

12.  Tagungsort DV 2023
Als nächster Tagungsort für die Delegiertenversammlung 2023
wird die Stadt Zug bestimmt. Das Datum wurde zum jetzigen
Zeitpunkt noch nicht festgelegt. Es wird jedoch zu gegebener
Zeit bekannt gegeben.

Aarau den 12. Mai 2022

Gabriela Sollberger

Herausforderungen stärken den
Zusammenhalt
geschrieben von Gabriela Sollberger | April 5, 2023
Die neue Art der Austragung und ein Themenschwerpunkt waren
Besonderheiten  der  Delegiertenversammlung  2022.  Anstatt  der
traditionellen, eintägigen Veranstaltungen wurde ein relativ
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kurzes  Nachmittagsmeeting  angeboten  –  dem  Zeitgeist  der
Effizienz folgend. Themenschwerpunkt war der «Rechtsschutz für
alle»,  dem  die  Delegierten  nach  intensiver  Diskussion
zustimmten.  Wir  sind  ab  kommendem  Jahr  noch  etwas  mehr
schützende Personalverbände.

Veranstaltungsort war Aarau. Die aargauische Stadt hat sich
von seiner schönsten Seite gezeigt, davon konnten sich die
Delegierten bei einem Stadtrundgang gleich selbst überzeugen.
Mit dem kompakteren Ablauf – die DV fand dieses Jahr nur am
Nachmittag statt – wollte der ZV erreichen, dass möglichst
viele  Delegierte  zur  Tagung  reisen.  Denn  trotz  allem:
Abwesenheiten vom Arbeitsplatz sind nicht so gern gesehen, so
war es denn nur knapp ein halber Tag.

Hauptthemen waren der «Rechtsschutz für alle», die Wahlen des
Gesamtvorstandes und die mögliche Digitalisierung der ZV Info.

Präsident  Urs  Stauffer  eröffnete  die  Delegiertenversammlung
2022 und hiess alle Anwesenden in der Aula der Alten Kanti
herzlich  willkommen.  Langsam,  aber  sicher  sei  wieder
Normalität zu spüren, das physische Zusammenkommen sei nach
Covid-Zeiten sehr wichtig, betonte Urs Stauffer.

Er freute sich, dass über 60 Delegierte, Ehrenmitglieder sowie
in- und ausländische Gäste den Weg nach Aarau gefunden hatten,
und begrüsste insbesondere den Stadtpräsidenten von Aarau, Dr.
Hanspeter  Hilfiker,  den  aargauischen  Regierungsrat  und
Finanzdirektor  Dr.  Markus  Dieth,  den  Ehrenvorsitzenden  und
offiziellen  Vertreter  des  Beamtenbundes  Baden-Württemberg
(BBW), Horst Bäuerle, die Ehrenmitglieder Toni Isenschmid und
Walter Schopferer, dann Adrian Wüthrich von Travail.Suisse und
– last but not least – Johanna Bundi Ryser vom Verband der
Schweizerischen Polizeibeamten VSPB.

Grussbotschaften
Dr. Hanspeter Hilfiker freute sich, im Namen des Stadtrates
von Aarau die Grussbotschaft zu überbringen, und hiess alle



Anwesenden in Aarau herzlich willkommen. In seiner Ansprache
legte er das Augenmerk auf die Herausforderungen rund um die
Digitalisierung des öffentlichen Dienstes. Der Stadtrat hat
2020 die Smart-City-Strategie und eine Umsetzungsplanung für
die  Stadt  Aarau  beschlossen.  Elektronische  Dienstleistungen
für  EinwohnerInnen  und  Unternehmen  sollen  unabhängig  der
geltenden Öffnungszeiten (E-Governement) möglich sein. Zudem
sollen  die  städtischen  Daten  zur  freien  Nutzung  (Open
Governement) zugänglich gemacht, die digitalen Fähigkeiten in
Schul-  und  Lernkonzepten  (Smart  People)  gefördert  und  ein
digitales  Parkleitsystem  (Smart  Parking)  eingeführt  werden.
Der Stadtpräsident bedankte sich bei den Mitarbeitenden im
öffentlichen Dienst der Stadt Aarau und wünschte ihnen viel
Erfolg bei der Umsetzung des technologischen Fortschritts.

Im Namen des Kantons Aargau begrüsste Regierungsrat Dr. Markus
Dieth die Anwesenden und sprach über seine Erfahrungen als
Finanzdirektor des Kantons Aargau. In der letzten Zeit konnten
gute Zahlen präsentiert werden. Es sei dem Kanton geglückt,
CHF 1,2 Milliarden Schulden zurückzubezahlen. Zurzeit seien
noch rund CHF 200 Millionen Schulden offen. Der Kanton sei
deshalb auch für zukünftige Herausforderungen gewappnet. Als
Finanzdirektor  seien  die  Finanzen  natürlich  wichtig.  Das
Wichtigste für eine Unternehmung seien aber die Menschen! So
sei  er  stolz,  für  5000  Mitarbeitende  verantwortlich  zu
zeichnen. Personalverbände spielen deshalb eine grosse Rolle;
sie setzen sich für die Belange der Mitarbeitenden ein. Auch
Regierungsrat Dr. Markus Dieth bedankte sich für die wertvolle
Arbeit der Mitarbeitenden des öffentlichen Dienstes.

Statutarische Geschäfte
Präsident Urs Stauffer führte gewohnt zügig und versiert durch
die statutarischen Geschäfte. Brigitte Wilkinson präsentierte
den Delegierten das Rechnungsergebnis 2021. Im Budget 2021 war
weder ein Verlust noch ein Gewinn vorgesehen; dies hat sich so
nicht realisiert. Aufgrund der vielen Rechtsfälle, der neuen



Aufwendungen für den Aufbau, die Nachführung und Gestaltung
der Social-Media-Kanäle, die Unterstützung der Verbände beim
Aufbau  eigener  Websites,  den  gestiegenen  Aufwand  im
Sekretariat  und  den  Mehrausgaben  beim  Posten
Delegiertenversammlung 2021 (auf dem Pilatus) resultierte ein
Verlust  von  CHF  30 802.03.  Das  stellt  mit  Blick  auf  die
letzten Jahre, genauer Jahrzehnte, einen Einzelfall dar. Die
Delegierten akzeptierten dies und nahmen die Jahresrechnung,
nachdem Dr. Ruedi Bürgi den Revisorenbericht verlesen hatte,
einstimmig an.

Für das Jahr 2023 wird ein Verlust von CHF 8000.00 budgetiert.
Die  Geschäftsleitung  hat  dabei  vorsichtig  budgetiert  und
insbesondere  mit  weiterhin  erhöhten  Ausgaben  in  der
Rechtsberatung und bei den Social Media gerechnet. Das Budget
wurde von den Delegierten mit 25 Ja Stimmen und 2 Enthaltungen
genehmigt.

Rechtsschutz für alle
Am intensivsten diskutiert wurde das Thema «Rechtsschutz für
alle». Die Delegierten waren durch die Berichterstattung in
der  ZV  Info,  durch  das  ausführliche  Schreiben  der
Geschäftsleitung  an  die  Präsidien  der  Personalverbände  wie
auch  durch  bilaterale  Kontakte  zwischen  Sekretariat  und
Personalverband  über  zentrale  Fragen  des  Rechtsschutzes
informiert.

Diskutiert wurde, ob es tatsächlich nötig sei, Rechtsschutz
für  alle  anzubieten.  Auch  die  Kosten  waren  ein  zentrales
Thema. Die Geschäftsleitung machte darauf aufmerksam, dass man
in Fragen des Rechtsschutzes nicht einfach eine Erfolgs- oder
Verlustrechnung führen könnte, sondern der Solidaritätsgedanke
sei zentral. Selbstverständlich sei zu hoffen, dass man diese
Versicherung nicht dauernd in Anspruch nehmen müsse; aber wenn
es ein Mitglied trifft, dann hat es jedenfalls diese Sorge
nicht  und  weiss,  dass  es  anständig  gegen  den  Arbeitgeber
vertreten  wird.  Ganz  abgesehen  davon  hat  das  Wissen  des



Arbeitgebers  darum,  dass  jedes  Mitglied  von  Öffentliches
Personal Schweiz über Rechtsschutz verfügt, eine präventive
Wirkung. Die Geschäftsleitung ist auch überzeugt, dass die
jüngeren Mitarbeitenden den Rechtsschutz als Voraussetzung für
den Verbandsbeitritt sehen. Die meisten Delegierten hat diese
Argumentation letztlich überzeugt und die Versammlung stimmte
mehrheitlich der Einführung von «Rechtsschutz für alle» zu.

Verabschiedung und Wahlen
Präsident  Urs  Stauffer  verabschiedete  Vorstandsmitglied
Barbara  Weilenmann,  Vertreterin  des  Personalverbandes  der
Stadt  Schaffhausen,  und  bedankte  sich  für  die  Arbeit  im
Vorstand von Öffentliches Personal Schweiz.

Die Delegiertenversammlung wählte Präsident Urs Stauffer (der
in Aarau im Übrigen sein 20-Jahr-Dienstjubiläum als Präsident
feierte)  und  alle  bestehenden  Mitglieder  des  Vorstandes
einstimmig. Neu in den Vorstand wurden Annina Fricker vom
Personalverband  der  Stadt  St.  Gallen  und  Dr.  Markus
Dürrenberger vom Baselstädtischen Angestellten-Verband (BAV)
gewählt.  Die  Wiederwahl  der  Geschäftsleitungsmitglieder  wie
auch der beiden Revisoren erfolgte ebenfalls einstimmig.

Das  ist  an  sich  erfreulich,  auch,  dass  sich  die
Geschäftsleitung wie faktisch der gesamte Vorstand erneut zur
Wahl  gestellt  haben.  Das  darf  aber  nicht  darüber
hinwegtäuschen,  dass  Einzelne  bereits  seit  Jahrzehnten  im
Dienst sind, unentgeltlich, sich aber nicht mehr ewig zur
Verfügung  stellen  werden.  Auch  dieser  Daueraufgabe  der
Nachfolgeregelung widmet sich der ZV intensiv.

Digitalisierung der ZV Info
Es  gibt  lieb  gewonnene  Gewohnheiten,  die  man  gelegentlich
überdenken muss. Die ZV Info, unser Verbandsorgan, gibt es
seit 100 Jahren. Damals waren das nur kurze Statements auf
wenigen  Seiten,  wenn  überhaupt,  heute  sprechen  wir  von



monatlichen Ausgaben zwischen 20 und 30 Seiten, ergänzt durch
Beiträge  im  Newsletter,  in  den  Social  Media  und  auf  der
Webpage.

Die ZV Info steht als Printausgabe auf dem Prüfstand. Die
Geschäftsleitung will wissen, ob die Zeitschrift (gestützt auf
verschiedene  Überlegungen,  auch  aus  Gründen  der  Umwelt)
weiterhin als Printausgabe erscheinen soll oder ob sie ganz
oder teilweise digitalisiert wird. Die Abklärungen werden dies
zeigen; mit einem teilweisen Ersatz der Printausgabe durch
digitale Medien ist aber in jedem Fall zu rechnen.

Delegiertenversammlung 2023
Für die Durchführung der nächsten Delegiertenversammlung hat
sich die Stadt Zug beworben. Anhand eines kurzen Videos wurde
gezeigt,  worauf  sich  die  Delegierten  im  Jahr  2023  freuen
können. Zug hat so einiges zu bieten.

Das  Datum  der  kommenden  Delegiertenversammlung  wurde  noch
nicht festgelegt. Öffentliches Personal Schweiz wird Sie zu
gegebener Zeit wieder informieren.

Gabriela Sollberger,
Redaktorin ZV Info


